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Deutschland als Rückzugsort für Islamisten?

Die Zahlen sind alarmierend und zeigen einmal mehr das völlige Versagen der deutschen
Innen- und Sicherheitspolitik. Über 1.150 Islamisten aus Deutschland sind in Richtung Syrien
und Irak ausgereist. Bei rund 65 Prozent liegen konkrete Anhaltspunkte vor, dass sie auf
Seiten des sogenannten Islamischen Staates, der al-Qaida oder anderer terroristischer
Gruppierungen gekämpft oder diese unterstützt haben. Man muss bedenken, dass diese
Rückkehrer auch heute noch potenzielle Gefährder, Terrorunterstützer und Feinde unserer
freiheitlichen Ordnung sein und damit eine massive Gefahr für unser Land darstelen
können. 
Besonders skandalös ist, dass ein erheblicher Teil dieser Personen wieder nach
Deutschland zurückgekehrt ist. Wer sich islamistischen Terrororganisationen anschließt
oder diese unterstützt, hat in Deutschland nichts mehr verloren. Der deutsche Staat muss
seine Bürger schützen – ohne Wenn und Aber.
Es kann nicht sein, dass Deutschland zum sicheren Rückzugsraum für Islamisten wird, die
zuvor in Kriegs- und Terrorgebiete ausgereist sind.
Dass lediglich mindestens 30 Personen Deutschland nach ihrer Rückkehr aufgrund
behördlicher Maßnahmen wieder verlassen haben, ist ein sicherheitspolitisches
Armutszeugnis. Der Rechtsstaat darf nicht naiv sein. Wer Deutschland den Rücken kehrt,
um sich dem Dschihad anzuschließen, darf nicht erwarten, hier wieder alle Vorzüge dieses
Staates in Anspruch nehmen zu können.
 



Aktuelle Videos 
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https://youtu.be/IZ8WnA1wwKE?is=sjAePqmeRuvS3jB8
https://youtube.com/shorts/Vy1gdk2fI1g?is=zmo-GAWkoHUrRNat
https://youtu.be/oQ5FtLodo3s?is=KnKLl6t08ix8TlLE
https://youtube.com/shorts/RzjhqC3mgVI?is=fVYxfQZ8YKp3-San


Bundesvorstandssitzung
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Pressekonferenz: § 188 abschaffen
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Empfang: Internationales Parlamentsstipendium
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Dies und das
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Nachträgliche
Geburtstagsgrüße gab es am

Donnerstag von Julia Klöckner
im Plenum

Beim Sommerfest der Thüringer
Lamdesvertretung wurden

interessante Gespräche mit
Thüringer Unternehmern

geführt

Bei “Jugend und Parlament”
konnte unser Teilnehmer aus

Ostthüringen interessante
Erfahrungen machen



Infostand in Gera
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Sommerfest in Apolda
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Unterwegs im Wahlkreis
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Rückblick auf die Plenarwoche
Mittwoch 10. Juni 2026

Bundesinnenminister Alexander Dobrindt (CSU) hat die Bilanz seiner gut einjährigen Tätigkeit im Amt so zusammengefasst, dass mit
der Migrationspolitik eine neue Ordnung geschaffen worden sei, dass ein Schwerpunkt auf die Sicherheitspolitik gelegt worden sei
und dass ein neues Bewusstsein für den Bevölkerungsschutz befördert worden sei. Dies seien die zentralen Themen seines Hauses
gewesen, unterstrich der Minister in der Regierungsbefragung des Bundestages.
Der AfD-Abgeordnete Dr. Gottfried Curio erkundigte sich beim Innenminister nach dem Schutzstatus von Syrern in Deutschland.
Dieser werde überprüft, sagte Dobrindt und benannte drei Gruppen: Straftäter, die schnellstens zurückgeführt werden, Asylbewerber
ohne Perspektive sowie Integrierte mit einer Perspektive auf einen Aufenthalt. Man sei dabei festzustellen, wer in Deutschland
ausreisepflichtig sei. Straftäter würden zuerst zurückgeführt.
Die gescheiterte deutsche Bewerbung um einen nichtständigen Sitz für Deutschland im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (VN)
hatte ein Nachspiel im Bundestag. In einer auf Antrag der AfD-Fraktion anberaumten Aktuellen Stunde warf diese am Mittwoch der
Bundesregierung außenpolitisches Versagen vor. Markus Frohnmaier (AfD) konstatierte: „Deutschland ist durchgefallen, verdrängt
von den neuen Großmächten Portugal und Österreich.“ Deutschland sei, anders als Kanzler und Außenminister behaupteten, nicht
wieder zurück auf der internationalen Bühne, sondern außenpolitisch allenfalls „Kreisliga“. Deutschland sei einer der größten Geber
bei der Finanzierung der VN. Es werde aber nicht mehr als „ehrlicher Makler“ wahrgenommen, sondern sei „nur noch ein offener
Tresor für den Rest der Welt“.
„Leistung statt Regenbogenbeflaggung – Aufgabenfremde Maßnahmen bei der Deutschen Bahn AG unterlassen“ lautet der Titel eines
von der AfD-Fraktion vorgelegten Antrags, der am Mittwoch auf der Tagesordnung des Parlaments stand.
Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregierung in ihrem Antrag auf, den Public-Corporate-Governance-Kodex des Bundes (PCGK)
dahingehend zu überarbeiten, „dass er die politische und weltanschauliche Neutralität öffentlicher Unternehmen ausdrücklich
sichert und keine Grundlage für sogenannte Diversity-Maßnahmen sowie für Vorgaben zur Verwendung von Gendersprache bietet“.
Des Weiteren soll die Bundesregierung über den Aufsichtsrat der DB AG auf die zuständigen Vorstände einwirken, „jegliche
Finanzierung und Förderung von Diversity-Maßnahmen unverzüglich einzustellen und künftig zu unterlassen“, schreibt die AfD-
Fraktion.
Den Tätigkeitsbericht des Petitionsausschusses für das Jahr 2025 hat der Bundestag am Mittwoch beraten.
Für die Vorsitzende des Petitionsausschusses, Dr. Hülya Düber (CDU/CSU), ist der „deutliche Anstieg“ der an den Ausschuss
gerichteten Petitionen um 34 Prozent im Vergleich zum Vorjahr ein Beleg dafür, „dass sich viele Bürgerinnen und Bürger weiterhin an
den Bundestag wenden, wenn sie Kritik äußern, Entscheidungen hinterfragen oder Verbesserungen anregen wollen“. Hinter jeder
Petition stehe ein Mensch, der darauf vertraue, dass sein Anliegen gehört, geprüft und vor allem ernst genommen werde.
Manfred Schiller (AfD) führte Beispiele an, bei denen auch durch den unermüdlichen Einsatz der Mitarbeiter des Ausschussdienstes
einzelnen Petenten bei ihren Auseinandersetzungen mit Behörden tatsächlich geholfen worden sei, „ohne kostspielige
Gerichtsverfahren“.
Bei politischen Anliegen, die auf eine Änderung des Regierungshandelns abzielten, müsse er aber feststellen: „Petitionen können
Volksinitiativen und Volksabstimmungen nicht ersetzen.“ Da die Koalitionspartner immer abgestimmt votierten, habe keine
politische Petition Erfolg, die nicht im gemeinsamen Interesse der Koalition liege. Nur mit Volksabstimmungen ließen sich politische
Anliegen auch gegen die amtierende Koalition durchsetzen, sagte Schiller.
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Rückblick auf die Plenarwoche
Donnerstag 11. Juni 2026

Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) hat der Ukraine die weitere Unterstützung der Bundesregierung zugesichert und einen stärkeren Druck auf Russland in
seiner Regierungserklärung vor dem Bundestag aus Anlass des Treffens des Europäischen Rates am 18. und 19. Juli 2026 in Brüssel angekündigt.
AfD-Co-Fraktionschefin Dr. Alice Weidel rechnete scharf mit der Politik der Bundesregierung ab und prangerte auch Bundeskanzler Merz persönlich an.
Dessen Regierungserklärung sei der „Abgesang eines Gescheiterten“. Unter seiner Führung sei die schwarz-rote Koalition für „Deindustrialisierung,
Rekordschulden, höhere Steuern und Abgaben, Kriegsgefahr, Migrantengewalt und Hassverbrechen gegen die Deutschen“ verantwortlich. In der Sozialpolitik
plane die Regierung steigende Beiträge und zugleich Leistungskürzungen, um damit die Folgen einer „verfehlten Massenimmigration zu finanzieren“.
Der Bundestag hat am Donnerstag erstmals den Entwurf der Bundesregierung für ein zweites Gesetz zur Änderung des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes beraten.
In seiner Rede vor den Abgeordneten sagte Stephan Brandner (AfD) dazu: „Deutschland steht am Abgrund – wirtschaftlich, finanziell und gesellschaftlich –,
und Sie legen uns nun eine Verschlimmbesserung und Verbürokratisierung des an sich schon gänzlich entbehrlichen Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes
sowie der in diesem Zusammenhang entstandenen Antidiskriminierungsstelle des Bundes vor. Das geht schon meilenweit an der Realität vorbei.
Mit Ihrem Gesetzentwurf wuchert die Antidiskriminierungsindustrie also weiter. Es gibt noch mehr fragwürdige Ausgaben und Aufgaben. Meine Damen und
Herren, in einem Land, in dem man jährlich sein Geschlecht wählen kann, über sexuelle Diskriminierung zu sprechen, ist völliger Unsinn.
Wir schlagen vor: Machen Sie etwas Produktives, schaffen wir das AGG und die Antidiskriminierungsstelle ab! Machen wir da einen deutlichen Punkt – und
Deutschland ein bisschen besser.“
Der Bundestag hat sich am Donnerstag erstmals mit einem Gesetzentwurf der AfD-Fraktion „zur Abschaffung des § 188 des Strafgesetzbuchs – Stärkung der
Meinungsfreiheit und Gleichheit vor dem Gesetz“ befasst.
„Der Volksmund sagt: Wer einmal lügt, dem glaubt man nicht, auch wenn er dann die Wahrheit spricht. Was aber, wenn einer immer wieder lügt und immer
wieder lügt und man dann dafür verurteilt wird, dass man diesen Lügner ,Lügner‘ nennt oder ,Lügenfritze‘ oder ,Pinocchiofritze‘ oder was auch immer? Dann
wird man dafür auch noch zu einer Strafe verurteilt. Dann befinden wir uns im angeblich besten Deutschland aller Zeiten, also in unserer, in Ihrer
Kartelldemokratie, und das kann nicht sein.
Es ist strafbar, zu beleidigen und zu verleumden. Das ist völlig klar; das steht außer Frage. Aber wenn das geschieht, dann muss für Otto und Ottilie
Normalverbraucher das Gleiche gelten wie für Merz, Habeck, Strack-Zimmermann und Co. – die gleichen Spielregeln für alle.“
So Stephan Brandner (AfD) in seiner Rede.
„Die Ehre eines einfachen Bürgers ist nicht weniger wert als die Ehre eines Ministers, eines Abgeordneten oder eines Parteivorsitzenden. Keine
Zweiklassengesellschaft vor dem Gesetz. Aber in Deutschland ist es anders: § 188 StGB privilegiert Personen des politischen Lebens dadurch, dass die
Strafandrohungen für Beleidigungen, Verleumdungen und üble Nachrede höher sind als bei normalen Bürgern. Und damit wollen wir Schluss machen.“
Die AfD-Fraktion ist mit ihrer Forderung nach der „sofortigen Entlassung“ der Bundesministerin für Arbeit und Soziales, Bärbel Bas, gescheitert.
Sie hatte ihre Forderung unter anderem mit einer Äußerung der Ministerin in einer Befragung durch den Bundestag begründet, in der diese sagte: „Es wandert
niemand in unsere Sozialsysteme ein.“ Wegen dieser und anderer Aussagen, die im Widerspruch zur sozialpolitischen Realität des Landes stünden, sei Bas
politisch untragbar geworden, so die Fraktion.
Der Bundestag hat sich erstmals mit dem Gesetzentwurf von CDU/CSU und SPD „zur Abweichung von dem Anpassungsverfahren gemäß § 11 Absatz 4 des
Abgeordnetengesetzes für das Jahr 2026“ befasst.
Die Koalitionsfraktionen wollen in diesem Jahr auf die vorgesehene Diätenerhöhung für die Abgeordneten um 4,2 Prozent von bisher 11.833,47 Euro auf
12.330,48 Euro monatlich verzichten.
Stephan Brandner (AfD) sagte dazu in seiner Rede: „Es ist kein Jahr her, da haben wir hier am Rednerpult gestanden und als Alternative für Deutschland
gesagt: Diesen Diätenerhöhungsautomatismus – macht das nicht mehr!
Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Bürger draußen kritisch auf Diätenerhöhungen schauen würden, wenn das Land wachsen, gedeihen und vorangebracht
würde. Dann würden die Bürger sagen: Na klar haben die Abgeordneten einen Zuschlag zu ihren Diäten verdient.
Aber der Bürger hat natürlich kein Verständnis dafür, dass sich die Diäten regelmäßig deshalb erhöhen, weil sich draußen der Lohnindex erhöht.
Vor einem Jahr haben Sie noch genau das Gegenteil von dem erzählt, was heute hier erzählt wird. Ihr Eingeständnis zeigt, dass die AfD doch mal wieder recht
hatte.“
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Rückblick auf die Plenarwoche
Freitag 12. Juni 2026

Nach einem langen außerparlamentarischen Vorlauf hat sich der Bundestag erstmals mit der geplanten Finanzreform der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) befasst.
Bundesgesundheitsministerin Nina Warken (CDU) verteidigte das Sparpaket und machte deutlich, dass eine entschlossene Finanzreform
unerlässlich sei, um die Beiträge zu stabilisieren und die Versorgung weiterhin auf hohem Niveau gewährleisten zu können.
Von der Opposition kam indes harsche Kritik an dem GKV-Sparpaket. Martin Sichert (AfD) sagte: „Dieses Gesetz ist eine echte Katastrophe.“
Warken plane mit dem Gesetz einen „Rundum-Kahlschlag“. Steuerzahler und Beitragszahler würden als Melkkühe missbraucht. Die Bürger
müssten am Ende für die verfehlte Politik zahlen. Dabei sei die Belastungsgrenze für viele Menschen bereits überschritten.
Der Bundestag hat schärfere Regeln „zur besseren Verhinderung missbräuchlicher Anerkennungen der Vaterschaft“ beschlossen. Ein
Gesetzentwurf der AfD-Fraktion zur Reform der Vaterschaftsanerkennung wurde mit den Stimmen der übrigen Fraktionen des Hauses abgelehnt.
Der Gesetzentwurf der AfD zur Neuregelung von Vaterschaftsanerkennungen sah vor, dass die Ausländerbehörden in allen Fällen der
Vaterschaftsanerkennung beteiligt werden, wenn ein Elternteil nicht deutscher Herkunft ist. Darüber hinaus sollte mit der Gesetzesänderung
festgelegt werden, „dass die Beweislast für die Anerkennung einer leiblichen Vaterschaft der Anerkennende trägt“. Dies könnte mithilfe einer
DNA-Analyse geschehen, „die fälschungssicher und zweifelsfrei eine vorliegende Vaterschaft nachweisen kann“.
Stephan Brandner (AfD) sagte dazu in seiner Rede: „Deutschland ist inzwischen so bunt und vielfältig geworden, dass es mittlerweile tatsächlich
scharfer gesetzlicher Regelungen bedarf, um unsere Gesellschaft und unser Steuergeld vor missbräuchlichen Vaterschaftsanerkennungen zu
schützen.
Es geht nicht um einen Generalverdacht, sondern darum, Ordnung in unserer Gesellschaft zu schaffen, die Sie durch eine grenzenlose und
massenhafte Zuwanderung haben verkommen lassen, wo Missbrauch an der Tagesordnung ist. Das ist das Ziel unseres Gesetzentwurfes.
Worum geht es? Ein sich selbst so nennender Mr. Cash Money, angeblich ein aus Afrika Eingebürgerter, hatte bereits vor Jahren in den sozialen
Medien einige Bekanntheit erlangt. Er soll die Vaterschaft von sage und schreibe 24 Kindern ausländischer Frauen, überwiegend aus Nigeria,
anerkannt haben.
Die Folge dieses einen Falles seien Millionenschäden für den Steuerzahler gewesen, verbunden auch mit Bleiberechten. Das Geschäftsmodell
dieses Mr. Cash Money wurde publik, weil er im Internet mit Luxusfahrzeugen auftrat und mit Geldbündeln um sich warf.
Das war ein Fall, den ich geschildert habe; es gibt aber Tausende Fälle in Deutschland. Schätzungen aus dem Jahr 2017 gehen davon aus, dass
dadurch jährlich ein Schaden von 150 Millionen Euro verursacht wird. Neuere Zahlen gibt es in diesem Staat nicht. Es gibt jedoch Schätzungen,
die von Tausenden von Scheinvaterschaften in Deutschland und von Milliardenschäden pro Jahr ausgehen.“
Anlässlich des Nationalen Veteranentags am 15. Juni hat der Bundestag am Freitag in einer Vereinbarten Debatte den Dienst aktiver und
ehemaliger Soldaten der Bundeswehr gewürdigt.
Der AfD-Abgeordnete Hannes Gnauck wies darauf hin, dass die Funktionsfähigkeit eines Staates nicht nur auf Gesetzen und Institutionen beruhe,
sondern auch „auf Menschen, die Verantwortung übernehmen“.
Seine Fraktion möchte ehemaligen Soldaten der Nationalen Volksarmee der DDR gegebenenfalls ebenfalls den Veteranenstatus zuerkennen,
sofern sie nicht am Unrechtssystem der SED beteiligt waren.
Angedachte Rentenkürzungen für Menschen, die Angehörige pflegen, waren Thema einer Aktuellen Stunde am Freitag.
Als „gefühlskalt, herzlos, unmenschlich“ charakterisierte Tobias Ebenberger (AfD) die Reformpläne der Gesundheitsministerin. Für pflegende
Angehörige sähen diese „Rentenkürzung statt Respekt“ vor.
Ebenberger zählte eine Reihe von Staatsausgaben auf, die seine Partei kritisch betrachtet, und folgerte: „Für alles sind Millionen da, nur nicht für
die Deutschen.“
Das Problem sei „nicht der einzelne Syrer, der das System ausnutzt. Das Problem ist die asoziale Politik, die dieses Problem erst hervorruft.“

12



Die nächsten Termine
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Die nächsten Termine
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Aus Gründen! 😉
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www.facebook.com/stBrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnerafd 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

https://twitter.com/BrandnerSt 

Besuchen Sie mich auch im Netz

📍 Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21, 
07545 Gera
📞 Tel.: 03 65 - 20 42 41 30
📠 Fax: 03 65 - 22 69 12 50
✉ kontakt@brandner-im-
bundestag.de
🕒 Geöffnet: Di.–Do. 10–17 Uhr

📍 Wahlkreisbüro Meuselwitz
Bebelstraße 21, 
04610 Meuselwitz
✉ meuselwitz@brandner-im-
bundestag.de
🕒 Geöffnet: Di. 10–17 Uhr

📍 Wahlkreisbüro Weida
Platz der Freiheit 9, 
07570 Weida
✉ weida@brandner-im-bundestag.de
🕒 Geöffnet: Do. 10–17 Uhr und jeden 1.
Samstag im Monat: 8–11 Uhr

Wir sind für Sie da:Wir sind für Sie da:
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📍 Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11, 
04639 Gößnitz
📞 Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
✉ goessnitz@brandner-im-
bundestag.de
🕒 Geöffnet: Do. und Fr. 10–17 Uhr
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